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Kommunen in Finanzkrise? - SPD im Unterland nimmt Stellung:

„Notwendige gesetzliche Konsequenzen sofort gezogen“

Einen „Aufschrei der Städte und Gemeinden“ fordert das eine oder andere Stadtoberhaupt, nicht ohne zu sagen, wer den Anlaß für diesen „Aufschrei“ liefert. Nämlich die SPD-geführte Bundesregierung, die schuld sei an der besorgniserregenden Entwicklung der kommunalen Finanzen. Anlaß genug für die Sozialdemokraten im Unterland, bei einem Pressegespräch in Heilbronn ihre Sicht der Dinge darzulegen. Und so lag es an den Abgeordneten Harald Friese (Bundestag) und Reinhold Gall (Landtag) sowie am Vorsitzenden der Heilbronner SPD-Gemeinderatsfraktion, Harry Mergel, das zuweilen knifflige Zahlenspiel aufzudröseln und die mitunter verworrenen Wege der Steuergesetzgebung aufzuflechten. „Mit begründeter Zuversicht“, meinte Reinhold Gall, „daß dann statt der in mancher Gemeinde ausgebrochenen börsenähnlichen Hektik wieder Sachlichkeit und Realitätssinn einziehen“.

„Denn wir wollen die Finanzkraft der Gemeinden stärken und noch dazu das Gemeindefinanzsystem einer umfassenden Prüfung unterziehen“. Mit dieser Zielsetzung habe die Regierungskoalition Mitte Dezember eine ganze Reihe von Gesetzesänderungen durchgesetzt, die, so SPD-MdB Friese, „schon ab dem nächsten Jahr zu einer Erhöhung der Einnahmen der Gemeinden um jährlich 1,5 Milliarden Mark führen wird“.

Die Aussage, der Rückgang der Gewerbesteuereinnahmen hänge mit der Unternehmenssteuerreform vom 1. Januar 2001 zusammen, stimme auch dann nicht, wenn man sie ständig wiederhole. „Denn es gibt“, so der Abgeordnete, „im Zuge besagter Reform keine einzige Neuregelung, die für die Ausfälle verantwortlich gemacht werden könnte“. Ebenso habe dieser Rückgang nur bedingt konjunkturelle Gründe. Hauptursache sind für ihn die zum Teil massiven Umstrukturierungsprozesse bei vielen Unternehmen, die zu Gewerbesteuerausfällen führen. Dies habe auch die Stellvertretende Hauptgeschäftsführerin des Deutschen Städtetages bestätigt. „Nur basiert das alles“, so die Bilanz des MdB, „auf altem Steuerrecht.“ Jetzt habe die Bundesregierung im finanziellen Interesse der Kommunen die rechtlich notwendigen Konsequenzen gezogen.

Nicht außen vor lassen wollte Friese den Hinweis, daß „uns allen klar gewesen ist, daß die Steuerreform mit einer steuerlichen Entlastung von 45 Milliarden DM allein in diesem Jahr geringere Steuereinnahmen zur Folge hat“. Ebenso klar sei gewesen, daß diese Mindereinnahmen auf Bund, Länder und Kommunen aufgeteilt werden müßten. Die kommunalen Spitzenverbände hätten die Steuerreform unterstützt und auch die Kommunen hätten sich ausdrücklich bereit erklärt, ihren Anteil daran zu tragen. Die Frage, ob die Kommunen dabei schlechter als Bund und Länder gestellt würden, beantwortete der Abgeordnete „mit einem deutlichen Nein, denn mit ihrem Anteil von 8,9 Prozent am Finanzierungsvolumen der Nettoentlastung sind die Kommunen im Durchschnitt der Jahre 2001 bis 2006 trotz erhöhter Gewerbesteuerumlage an der Steuerreform nur geringer belastet, als es ihrem Steueraufkommen von 12,2 Prozent entspricht.

Deshalb kann Friese der von kommunaler Seite vereinzelt geforderten Aussetzung der Erhöhung der Gewerbesteuerumlage schon in diesem Jahr nichts abgewinnen. Die sich aus steigenden Unternehmensgewinnen und damit erhöhter Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer ergebenden Mehreinnahmen der Gemeinden würden durch die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage zur Mitfinanzierung der Steuerreform herangezogen. Wenn nun die Gewerbsteuereinnahmen zurückgingen, sei damit über die Gewerbesteuerumlage auch der Bund betroffen, weshalb eine Aussetzung der Erhöhung der Gewerbesteuerumlage steuersystematisch nicht in Frage kommen könne.

„Nicht nur unter Fachleuten unstrittig“ ist laut Harry Mergel, der Heilbronn zu den „Gewinnern der Steuerreform“ zählt, die Notwendigkeit einer Reform des Gemeindefinanzsystems. Die SPD trete deshalb dafür ein, „daß zukünftig Aufgabenverlagerungen im Verhältnis der staatlichen Ebenen, also einerseits dem Bund, andererseits den Ländern und Kommunen, im Rahmen des bundesstaatlichen Finanzausgleichs berücksichtigt werden“. Für Harald Friese muß da ganz das Konnexitätsprinzip gelten, „auf gut Deutsch: Wer die Musik bestellt, bezahlt“.

Deshalb werde noch in dieser Legislaturperiode mit der Vorbereitung einer Gemeindefinanzreform durch das Einsetzen einer Expertenkommission begonnen. Diese Kommission solle sich sowohl der Überprüfung der Einnahmenseite der Kommunen, als auch der Ausgabenseite, besonders die Belastung der Gemeinden durch die Sozialhilfe, widmen.

Nicht nachvollziehbar ist für den SPD-Bundestagsabgeordneten angesichts dieser Initiativen eine Aussage von Heilbronns OB Helmut Himmelsbach, wonach sich CDU-MdB Thomas Strobl „sofort an die Seite von Himmelsbach“ gestellt habe und „in Berlin aktiv“ geworden sei. Er wisse zwar nicht, unterstrich Friese, welche Aktivitäten sein Kollege konkret ergriffen habe. Er wisse nur, „daß die CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Parlament die Gesetzentwürfe der Regierungskoalition, die zu einer deutlichen Verbesserung der kommunalen Finanzsituation führen, abgelehnt hat“.
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